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erwähnten Übereinkommen geht es beim MSA darum, Massnahmen, die in
einem anderen Staat getroffen werden, anzuerkennen und durchzusetzen.
Daran vermag der Umstand nichts zu ändern, dass der erhöhte Schutz für die
im Heimatstaat erlassenen Massnahmen (Art. 5 Abs. 3 MSA) in Anbetracht
des Artikels 13 Absatz 2 MSA nach einem Aufenthaltswechsel nicht gewährleistet

sein soll, wenn es sich dabei um einen Nichtvertragsstaat handelt.
Im vorliegenden Fall war die Abänderungsklage bloss 14 Tage nach dem

Eintreffen des Kindes in der Schweiz eingereicht worden. Eine solche
Zeitspanne dürfte, wie das Bundesgericht ausführt, zum Erfüllen der Voraussetzung

des gewöhnlichen Aufenthalts im Sinne von Art. 1 MSA in der Regel
nicht ausreichen. Indessen kann die nach Einreichung eines Massnahmebe-
gehrens verstrichene Zeit nicht gänzlich ausser acht bleiben. Die soziale
Desintegration im einen Staat und die Integration im andern können unabhängig
von einer allfälligen Widerrechtlichkeit der Anwesenheit eintreten. Dem
Gedanken des widerrechtlichen Aufenthaltswechsels ist in einem solchen Fall
bei der materiellen Beurteilung der im neuen Aufenthaltsstaat verlangten
Schutzmassnahme Rechnung zu tragen. Das Eintreten auf die vorliegende
Klage bedeutet keineswegs, dass ausser acht bleibt, dass amerikanische
Gerichte das Kind dem Vater zugesprochen und eine spätere Abänderungsklage

der Mutter abgewiesen haben. Sind die Voraussetzungen für die
Anerkennung dieser Urteile in der Schweiz erfüllt, so kann dies dazu führen, dass
eine Umteilung der elterlichen Gewalt auf die Klägerin als nicht angezeigt
erscheint.

Nachdem freilich das Verfahren vor Bezirksgericht bereits fast zwei Jahre
gedauert hatte, konnten eine Veränderung der massgeblichen Verhältnisse
und eine Änderung des Scheidungsurteils aus der Sicht des Kindeswohls als

zwingend erforderliche Massnahme nicht als ganz ausgeschlossen erscheinen,
wie das Bundesgericht vermerkte. Es hob das vorinstanzliche Urteil auf und
wies den Fall zu materieller Beurteilung an das Obergericht zurück. Dr. R. B.

HINWEISE

VORANZEIGE

Die Fürsorgedirektion des Kantons Zürich führt am

2. Oktober 1985

in Winterthur eine Tagung zum Thema «Stationäre Jugendhilfe» durch.
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